
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Carolin Bachmann, Marc Bernhard, 
Roger Beckamp, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
– Drucksache 20/6396 –

Wohnungsbau für Geflüchtete

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Nach Ansicht der Bundesministerin für Wohnen, Stadtentwicklung und Bau-
wesen, Klara Geywitz, macht die massive Zuwanderung durch Flüchtlinge 
einen Wohnungsbedarf von bis zu 600 000 Wohnungen pro Jahr erforderlich 
(www.merkur.de/wirtschaft/klara-geywitz-index-mieten-mietpreis-bremse-off
en-wohnungsnot-wohnungsbau-deutschland-zr-92053380.html).

Die Diskussion über die Wohnungsfrage spitzte sich zuletzt angesichts des 
Flüchtlingsgipfels am 16. Februar 2023 zu, unter anderem wurde eine Arbeits-
gruppe damit beauftragt, sich mit der Unterbringung der Flüchtlinge zu befas-
sen und bis Ende März 2023 konkrete Ergebnisse zu erarbeiten und diese bis 
Ostern 2023 als Lösungsvorschläge bereitzulegen (rp-online.de/politik/deutsc
hland/migration-bund-laender-und-kommunen-richten-arbeitsgruppen-ein_ai
d-85348813).

Zuletzt möchten die Fragesteller darauf hinweisen, dass sich die Bundesregie-
rung gemäß eigener Auskunft „zur Unterbringung und Integration von Flücht-
lingen in engem Austausch mit den Ländern und den Kommunalen Spitzen-
verbänden“ befinde (dserver.bundestag.de/btd/20/062/2006259.pdf, Antwort 
auf die Schriftliche Frage 103 auf Bundestagsdrucksacche 20/6259).

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Die Bundesregierung befindet sich beim Thema Flüchtlingsunterbringung in 
einem fortwährenden Austausch mit den Bundesländern und den Kommunen. 
Für die dauerhafte Unterbringung Geflüchteter ist jedoch folgendes zu beach-
ten:
Seit der Föderalismusreform I im Jahr 2006 steht den Bundesländern im Be-
reich der Wohnraumförderung die ausschließliche Gesetzgebungs- und Voll-
zugskompetenz zu. Die dauerhafte Unterbringung von Geflüchteten liegt des-
halb in der Zuständigkeit der Länder. Entsprechend folgt der Verwaltungszu-
ständigkeit grundsätzlich die Finanzierungsverantwortung der Länder, gemäß 
verfassungsrechtlicher Vorgaben des Artikels 104a Absatz 1 des Grundgeset-
zes, die eine konkrete Bedarfsermittlung überhaupt notwendig macht. Mangels 
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Zuständigkeit des Bundes liegen der Bundesregierung keine Daten oder Infor-
mationen der 16 Bundesländer im Sinne der aufgeworfenen Fragestellungen 
vor.
Es wird klargestellt, dass die zitierte Aussage der Bundesministerin aus einem 
Portrait der „Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung“ stammt, aus dem der 
„Merkur“ zitiert. („Eigentlich brauchen wir wahrscheinlich sogar 500 000 bis 
600 000 Wohnungen im Jahr, weil die Flüchtlinge aus der Ukraine hinzuge-
kommen sind“). Die Aussage bezieht sich dabei auf Erkenntnisse der Asylge-
schäftsstatistik des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF; abruf-
bar unter www.bamf.de/DE/Themen/Statistik/Asylzahlen/asylzahlen-nod
e.html).

1. Welche Anzahl neu gebauter Wohnungen ist nach Kenntnis der Bundes-
regierung im Hinblick auf die Unterbringung von Geflüchteten notwendig 
(bitte nach Jahren aufschlüsseln)?

2. Welche Anzahl gebauter Wohnungen wurden nach Kenntnis der Bundes-
regierung im Hinblick auf die Unterbringung von Geflüchteten fertigge-
stellt (bitte nach Jahren seit dem Jahr 2010 aufschlüsseln)?

3. Wo wurden die bisherigen Wohnungen für Geflüchtete seit dem Jahr 2010, 
hinsichtlich ihrer Lage in Kreistypen (www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/forsc
hung/raumbeobachtung/Raumabgrenzungen/deutschland/kreise/siedlungss
trukturelle-kreistypen/kreistypen.html) und Bundesländern, nach Kenntnis 
der Bundesregierung gebaut (bitte nach Anzahl der Wohnungen in Kreis-
typen und Bundesländern aufschlüsseln und begründen)?

4. Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, wo die künftigen neu gebauten 
Wohnungen für Geflüchtete hinsichtlich ihrer Lage in Kreistypen (www.b
bsr.bund.de/BBSR/DE/forschung/raumbeobachtung/Raumabgrenzungen/d
eutschland/kreise/siedlungsstrukturelle-kreistypen/kreistypen.html) und 
Bundesländern errichtet werden,

a) und wenn ja, wo werden diese errichtet (bitte nach Anzahl der Woh-
nungen in Kreistypen und Bundesländern aufschlüsseln bzw. begrün-
den)?

b) und wenn nein, warum nicht?

5. Hat die Bundesregierung sich darüber eine Auffassung gebildet, wie viel 
Wohnraum in m² einem Geflüchteten hinsichtlich neu gebauter Wohnun-
gen – etwa hinsichtlich umwelt- und klimapolitischer Ziele – durchschnitt-
lich zur Verfügung stehen sollte (bitte ausführen und begründen)?

a) Wenn ja, um wie viel Wohnraum handelt es sich (bitte begründen)?

b) Wenn ja, von welchen Zielen oder Überlegungen macht die Bundes-
regierung das abhängig (bitte begründen)?

c) Wenn nein, warum nicht (bitte begründen)?

6. Wie viel Wohnraum in m² steht einem Geflüchteten hinsichtlich neu ge-
bauter Wohnungen nach Kenntnis der Bundesregierung durchschnittlich 
tatsächlich zur Verfügung (bitte ausführen)?

Die Fragen 1 bis 6 werden gemeinsam beantwortet.
Gemäß der Vorbemerkung der Bundesregierung liegen der Bundesregierung 
keine entsprechenden Informationen und Erkenntnisse vor.
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